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editorial Gebietsreform = allheilmittel?

Liebe Leserinnen und Leser,

„Stark vor Ort“ – so lautet der politische 
Anspruch unserer Vereinigung. Umge-
setzt wird dieser Anspruch durch unse-
re 3.000 Mandatsträger, die sich in der 
Kommunalpolitischen Vereinigung der 
CDU Thüringen zusammengeschlossen 
haben.

Auch die Thüringer KPV möchte und 
wird sich den kommunalpolitischen 
Herausforderungen der Zukunft stel-
len, wozu wir insbesondere die künftige 
Gestaltung der Kommunalfinanzen und 
-strukturen zählen. Allerdings möchten 
wir nicht leichtfertig Bewährtes aufge-
ben. Wir sind für ein wohl überlegtes 
Vorgehen. Dazu dient auch der 13. Lan-
destag am 21. Oktober 2011 in Gotha, 
mit dem wir die Voraussetzungen für ein 
erfolgreiches Kommunalwahljahr 2012 
schaffen wollen. 
Allen KPV-Mitstreitern gilt mein beson-
derer Dank für ihr kommunales Engage-
ment der letzten Jahre.

Ihr
Gerhard Günther MdL
Landesvorsitzender der KPV Thüringen
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Von Gerhard Günther MdL , 
KPV-Landesvorsitzender

Ohne Zweifel muss die Politik die nöti-
gen Konsequenzen aus dem demogra-
phischen Wandel und den sich ändern-
den finanziellen Rahmenbedingungen 
ziehen und die künftigen kommunalen 
Strukturen in Thüringen dieser Entwick-
lung anpassen, doch deutliche Einspa-
rungen sollte man sich nicht im Ergebnis 
der vielfach propagierten Kreisreform in 
Thüringen erhoffen, da die in den Krei-
sen zu bewältigenden Verwaltungsauf-
gaben die gleichen bleiben, auch wenn 
die Momentaufnahme der kürzlich von 
der „Forschungsgruppe Wahlen“ zum 
Thema Gebietsreform durchgeführten 
Umfrage dies ausblendete.

Viel wichtiger ist vielmehr, dass dieser 
Diskussion erst eine detaillierte Aufga-
benkritik vorauszugehen hat sowie eine 
präzise Bewertung der tatsächlichen 
Einsparungen im Zuge der in der Um-
frage geforderten 
Kreisreform erfol-
gen muss. Aber 
auch der Kommu-
nale Finanzaus-
gleich gehört auf 
den Prüfstand und 
ist unter Berück-
sichtigung der von 
den Kommunen 
erbrachten, aber 
nicht vom Bund 
bzw. Land bezahl-

ten Leistungen neu zu ordnen. Und vor 
allem sollten diejenigen in den Diskus-
sionsprozess eingebunden werden, die 
sich täglich mit dem Thema beschäfti-
gen – die kommunalen Mandatsträger, 
deren Sachverstand dabei unerlässlich 
ist.

Zielführender ist es, Einsparpotentiale 
bei den derzeit existierenden Verwal-
tungsstrukturen (Stichwort Sonderbe-
hörden) auszuloten. Ebenfalls sinnvoll 
dürfte auch eine Neubewertung bzw. ein 
Abbau der mitunter zu hohen Standards 
sein, die die Kosten in die Höhe treiben. 
Diese Einsparpotentiale auszuschöpfen 
und gleichzeitig eine Aufgabenkritik 
voranzutreiben, würde im Gegensatz zu 
„philosophisch-illusorischen Debatten 
über das Allheilmittel einer Gebietsre-
form in Thüringen“ mit Sicherheit greif-
bare und messbare Einspareffekte für 
das Land bringen.

„Vorhandene Einspar-
potentiale prüfen – 
überzogene Standards 
abbauen!“

„Deutliche Einspar-
effekte bei Gebiets-
reform zweifelhaft!“
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Von Tankred Schipanski MdB,  Mitglied 
im Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

Eines der größten Projekte der christ-
lich-liberalen Koalition in dieser Legis-
laturperiode ist die „Bildungsrepublik 
Deutschland“. Mit zahlreichen Maß-
nahmen und insgesamt zusätzlichen 
12 Milliarden Euro engagiert sich der 
Bund in der Bildung und Forschung. So 
profitieren auch die Thüringer Hoch-
schulen und Studierenden von dem 
neu eingeführten „Qualitätspakt Leh-
re“, der Aufstockung der Mittel für 
den Hochschulpakt und der Bafög-Er-
höhung. Auch der Freistaat Thüringen 
zeigt mit seinem jüngsten Haushalts-
entwurf, dass er einen neuen Schwer-
punkt bei der Bildungspolitik setzt, 
indem er diesen Bereich von Einspa-
rungen verschont.

Doch nicht nur Bund und Länder sind 
Partner in der Bildungspolitik, sondern 
auch die Kommunen gehören dazu und 
übernehmen zunehmend mehr Verant-
wortung. So sind sie als Schulträger für 
die konkrete Schulentwicklung vor Ort 
zuständig, haben aktiv durch das Kon-
junkturpaket II in viele Schulgebäude in-
vestiert und unterstützen Ganztagsbe-

treuung und Mittagessensversorgung. 
Da die frühkindliche Bildung verstärkt 
als richtungsweisend angesehen wird 
für die individuelle Bildungsbiographie 
eines jeden Kindes, ist die Aufgabe der 
Kommunen hier besonders bedeutungs-
voll. Auch die außerschulische Bildung 
genauso und die Weiterbildung sind 
wichtige Bestandteile der kommunalen 
Bildungsverantwortung. Das Angebot 
der Volkshochschulen ebenso wie die in 
enger Absprache mit Fachhochschulen 
und Universitäten organisierten Wei-
terbildungsstudiengänge  ermöglichen 
das lebenslange Lernen vor Ort – nicht 
zuletzt dank der Kommunen. Vorbildlich 
sind auch die mannigfachen kommuna-
len Programme im Bereich der Berufs-
orientierung für Schüler aller Schulfor-
men, wobei die Kommunen entweder 
eng mit Bildungsträgern zusammen 
arbeiten (z.B. im Landkreis Gotha mit 
der Föbi) oder in eigener Trägerschaft 
Berufsorientierungszentren unterhalten 
(z.B. in Arnstadt, Ilm-Kreis). Diese Initi-
ativen sollen zeitnah durch das Projekt 
der „Bildungslotsen“, bei dem die Kom-
munalpolitik eine wichtige Rolle spielen 
wird, erweitert werden.

Diese große Bedeutung der Kommunen 

für die Bildungspolitik hat der Bundes-
fachausschuss Bildung der CDU, dem 
ich als Vertreter Thüringens angehöre, 
ausdrücklich anerkannt und auch im 
Leitantrag „Bildungsrepublik Deutsch-
land“ zum Bundesparteitag im Novem-
ber festgeschrieben. Doch damit nicht 
genug: Die Bildungspartnerschaft mit 
den Kommunen wird hier als ausbaufä-
hig beschrieben, Kommunen sollen zu-
künftig noch stärker die Möglichkeit be-
kommen, Aufgaben im Bildungsbereich 
zu übernehmen.  Dabei ist es aus meiner 
Sicht essentiell, dass eine Kooperations-
kultur, basierend auf einem modernen 
Föderalismus, entsteht, die auch eine 
unmittelbare Kooperation zwischen 
Bund und Kommunen ermöglicht , was 
gegenwärtig nur den Ländern vorbehal-
ten ist. Bildung lebt auch von Bestän-
digkeit -  und das können vor allem die 
Kommunen bieten.

GASTbeitrag
Kommunen als Bildungspartner stärken!

„Außerschulische Bil-
dung stärken“

„Bildungspartner-
schaft mit Kommunen 
ausbaufähig“
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Mit diesem klaren politischen Kom-
pass übernimmt die Thüringer KPV  
Verantwortung  für unseren Freistaat.
Wir fordern:

1. Eine komplexe allumfassende Auf-
gabenkritik sämtlicher Verwaltungs-
ebenen
Zu Beginn der Aufgabenkritik steht die 
Festlegung, wer diese für welche Ebe-
ne durchführt (Innen-/Außen-Ansicht); 
Ausweitung der Aufgabenkritik auf den 
eigenen sowie auch auf den übertrage-
nen Wirkungskreis der Kommunen; Ne-
ben der kommunalen Verwaltungsebene 
wird auch die Landesebene einschließ-
lich der Unterbehörden mit einbezogen 
(Funktionalreform); Landesverwaltung 
konzentriert sich auf das Kerngeschäft 
und die Vorgabe von Entwicklungszie-
len; Übertragung von Aufgaben auf die 
Kommunen nur dann, wenn gewährleis-
tet ist, dass vor Ort diese effizienter und 
kostengünstiger erfüllt werden können; 
Der weitere Abbau von Doppelstruktu-
ren bzw. -zuständigkeiten sowohl auf 
Landes- als auch auf kommunaler Ebene 
ist voranzutreiben.

2. Eine transparente breite öffentliche 
Diskussion unter Einbeziehung aller 
interessierten kommunalen Entschei-
dungsträger

Die Bürgerbeteiligung und -informati-
on muss noch stärker zur Geltung kom-
men – Sachbezogenheit und Kompetenz 
bestimmen diesen Prozess; Die Union 
steht für einen Vertretungsanspruch der 
Interessen der über 10.000 kommunalen 
ehrenamtlichen Mandatsträger und för-
dert den Diskussions- und Denkprozess 
von „unten“; Wir fordern eine umfassen-
de und frühzeitige Einbindung der kom-
munalen Entscheidungsträger.

3. Die Neuordnung des Kommunalen 
Finanzausgleichs unter dem Aspekt 
der Nachhaltigkeit und Zukunftssi-
cherung für alle Kommunen
Das Konnexitätsprinzip ist strikt einzu-
halten (Anpassung der Auftragskosten-
pauschale an die tatsächlichen Gege-
benheiten); Eine Planungssicherheit bei 
den Einnahmen ist anzustreben – das 

Land hat dabei eine Ausgleichsfunktion; 
Mittelfristig muss auf Bundesebene eine 
tragfähige und nachhaltige Gemeinde-
finanzreform entwickelt werden; Der 
Wechsel in die Zuständigkeit des Thü-
ringer Finanzministeriums kann nicht 
zum Nachteil der Kommunen sein und 
die Komplexität aller kommunalen The-
men muss erhalten bleiben; Im beson-
deren Maße sind Kommunen mit einer 
herausragenden Umlandfunktion zu be-
rücksichtigen.

4.   Keine Denk- und Handlungsverbo-
te bei der Schaffung von klaren und 
verbindlichen Gemeindestrukturen
Thüringen benötigt stabile, leistungs- 
und zukunftsfähige kommunale Struk-
turen, mit denen sich die Bürger iden-
tifizieren können. Deshalb braucht 
Thüringen einheitliche Gemeindestruk-
turen – anstelle der zur Zeit existieren-
den 4 Verwaltungskonstrukte (VG, Er-
füllende Gemeinde, Einheitsgemeinde, 
Landgemeinde) steht künftig nur noch 
die „Landgemeinde“; Die neuen einheit-
lichen Strukturen orientieren sich am 
Verwaltungsaufwand pro Einwohner un-
ter Berücksichtigung des demographi-
schen Wandels.

5. Die Freiwilligkeitsphase für ge-
meindliche Zusammenschlüsse endet 
2014
Die Vorgaben der aktuellen Rechtsla-
ge bezüglich der Gemeindestrukturen 
und -größen sind konsequent umzuset-
zen; Ausnahmeregelungen sind nicht 
mehr zu gewähren; Kommunen, die die 
Voraussetzungen für einen freiwilli-
gen gemeindlichen Zusammenschluss 
bis 31.12.2011 erfüllen, sollen die sog. 
„Hochzeitsprämie“ erhalten.

6. „Entschlackung“ des Gesetzes zur 
kommunalen Gemeinschaftsarbeit
Eine klare Aufgabenzuteilung auf leis-
tungsfähige Strukturen ist anzustreben; 
Die interkommunale Zusammenarbeit 
ist zu vereinfachen.

7. Die Bewahrung bewährter und bür-
gerfreundlicher Strukturen
Bürgernahe Gebiets- und Verwaltungs-
strukturen haben den Vorrang gegen-

über unübersichtlichen „großräumigen“ 
Strukturen; Die jeweils Thüringen-spezi-
fische Situation ist bei jedem einzelnen 
Stadt- bzw. Landkreis zu berücksich-
tigen, d.h. ausschlaggebend muss ein 
vernünftiges Verhältnis zwischen der 
Einwohnerzahl und der Fläche sein und 
nicht die Anzahl der Stadt- und Land-
kreise bzw. Einwohner (Ablehnung eines 
rein „nummerischen“ Vorgehens anstel-
le eines ganzheitlichen Ansatzes); Der 
3-stufige Verwaltungsaufbau hat sich in 
Thüringen bewährt und wird unterstützt 
(Eine Abschaffung des Landesverwal-
tungsamtes hat keine Personalkosten-
einsparungen oder andere haushalteri-
sche Kostensenkungen zur Folge, dafür 
aber Defizite bei der Erfüllung von Lan-
desverwaltungsaufgaben).

8. Das Prinzip „Wirtschaftlichkeit vor 
Einwohnerzahl“
Für künftige Strukturveränderungen 
dürfen nicht nur die Einwohnerzahlen 
zu Grunde gelegt werden, sondern auch 
die wirtschaftlichen Verhältnisse; Eben-
falls zu berücksichtigen sind die kultu-
rellen und traditionellen Bindungen vor 
Ort.

9. Den Abbau kostentreibender überzo-
gener Standards
Durch einen verpflichtenden Prüfauf-
trag des Gesetzgebers sollen neue 
kostentreibende Standards vermieden 
werden – Forderung nach einer Eigen-
verpflichtung des Landtags und Bundes-
tags bei jeder neuen Gesetzesinitiative; 
Erfassung und Information über lebens-
ferne, überzogene, unwirtschaftliche 
und unangemessene Standardvorschrif-
ten mit dem Ziel ihrer Abschaffung bzw. 
Verhinderung.

10. Die Anpassung des Landesent-
wicklungsprogramms an zukunftsori-
entierte Kommunalstrukturen
Das Landesentwicklungsprogramm des 
Freistaates muss den Diskussionspro-
zess über die künftigen Gemeindestruk-
turen widerspiegeln und ist daher zu 
überarbeiten; Die Überarbeitung orien-
tiert sich an den zukünftigen Gemein-
degrößen und am demographischen 
Wandel.

Aktuelleskommunal
10-Punkte-Katalog der KPV  für zukunftsorientierte 
Kommunalstrukturen in Thüringen
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Als neuer KPV-Vorsitzender wurde der 
aus Eschenbergen stammende Rechts-
anwalt Holger Kruse gewählt. Ein Ziel 
des neuen Kreisvorstandes ist die Ver-
bindung der praktischen Arbeit der 
kommunalen Mandatsträger vor Ort mit 
dem nötigen Hintergrundwissen, sowie 
die unbürokratische Kommunikation 
zwischen den unterschiedlichen Betei-
ligten kommunaler Politik. „ Viele Man-
datsträger haben das Herz am rechten 
Fleck, benötigen aber praktische Hilfe-
stellung bei der Umsetzung in Ihrer Ar-
beit vor Ort im Stadt- oder Gemeinde-

Von Anja Sturm, persönliche Mitarbei-
terin von Egon Primas MdL

Der Vorsitzende der kommunalpoliti-
schen Vereinigung der CDU Nordhausen 
(KPV), Egon Primas, MdL, freute sich, 
am 8. September 2011 den Thüringer 
Finanzminister Dr. Wolfgang Voß zu ei-
ner Fachkonferenz der KPV Nordhausen 
zum Thema „Kommunaler Finanzaus-
gleich“ in der Gaststätte „Zur Hoffnung“ 
in Werther begrüßen zu können. 
Vor Kommunalpolitikern aus Stadt und 
Landkreis Nordhausen gab der Finanz-
minister einen Ausblick auf die weitere 
Entwicklung der Finanzen bis 2020. Bis 
dahin ist mit weiteren Einnahmerück-
gängen zu rechnen, die allein schon aus 
den rückläufigen Einnahmen vom Bund 
aus den Solidarpakt II (Grundlagen für 
den Aufbau Ost) resultieren, der zu die-

sem Zeitpunkt ausläuft.  Die niedrigeren 
Schlüsselzuweisungen vom Land an die 
Kommune in diesem Jahr resultieren 
aus  den gestiegenen Steuereinnahmen 
in den Kommunen. Dennoch erhalten 
die Kommunen weitere Zuschüsse, die 
die Mindereinnahmen kompensieren. 
So erhält der Landkreis Nordhausen 
beispielsweise 3.682.621,- € weniger 
Schlüsselzuweisung vom Land gegen-
über dem Vorjahr. Dem gegenüber steht 
eine Einnahmesteigerung für Leistungen 
nach Sozialgesetzbuch XIII und Sozial-
gesetzbuch II in Höhe von 2.617.662,- € 
. Somit beläuft sich der Einnahmeverlust 
des Landkreises an Landeszuweisungen 
gegenüber dem Vorjahr 1.064.958,- € 
„Das sind bei einem Haushaltsvolumen 
des Landkreises Nordhausen von rund 
110 Mio. €  ca. 1%. Die CDU-Fraktion 
des Kreistages Nordhausen wird sich in 

den nächsten Wochen den Kreishaus-
halt intensiv in allen Bereichen anschau-
en und ich bin mir sicher, dass wir mit 
gutem Willen Einsparpotentiale finden 
werden“, sagte Primas, der auch Vorsit-
zender der CDU-Fraktion des Nordhäu-
ser Kreistages ist. 

rat.“, so der neue Kreisvorsitzende nach 
der Wahl.
Als Stellvertreter steht Holger Kruse 
Thomas Kratsch, sowie die Beisitzer 
Thomas Fröhlich, Andreas Kley, Ecke-
hard Döbler, Michael Mempel, Thomas 
Stark, sowie Axel Nagel zur Seite. CDU 
Kreisvorsitzender Falk Ortlepp freute 
sich über die Reaktivierung der KPV im 
Landkreis Gotha: „Wir haben ein Team 
voller kommunalpolitischer Kompetenz 
gewählt. Ich gehe fest davon aus, dass 
die KPV in Zukunft wieder ein starke 
Säule in unserem Kreisverband wird.“ 

kpv kreisverbände
Neuer KPV-Kreisvorstand in Gotha gewählt

KPV Konferenz mit Thüringer Finanzminister Dr. Voß:
Aussagen entschärfen Auswirkungen des KFA

Berlin-Reise der KPV Thüringen

Jörg Kellner, MdL, CDU-Kreisvorsitzender Falk 
Ortlepp, Holger Kruse, Thomas Kratsch, Michael 
Mempel, Axel Nagel, Eckehart Döbler, Andreas 
Kley, Thomas Stark und der KPV-Landesvorsitzen-
de Gerhard Günther, MdL (v.l.n.r.).

KPV-Nordhausen-Konferenz mit MdL Egon Primas 
(am Rednerpult) und Finanzminister Dr. Wolfgang 
Voß und MdL Klaus Zeh (im Podium v.l.n.r..).

Keine Sommerpause bei der KPV Thü-
ringen: Neben einem Arbeitsbesuch im 
Bundesinnenministerium und in der 
Thüringen-Vertretung folgten die Teil-
nehmer der diesjährigen KPV-Bildungs-
reise nach Berlin im Juli einer Einladung 
der Bundestagsabgeordneten Antje Till-
mann (2. v. r.) in den Reichstag, wo sie 
eine angeregte Diskussion mit der Ab-
geordneten über die Bundespolitik führ-
ten. Interessierte an der Bildungsfahrt 
im kommenden Jahr melden sich bitte in 
der KPV-Landesgeschäftsstelle.


